
Bekanntmachung des Jahresabschlusses
2011/2012 des Theater Oberhausen

Der Kulturausschuss als Betriebsausschuss des
Theater Oberhausen hat gem. § 26 Abs. 1 der
Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (EigVO) in der Fassung vom 16. November
2004 in seiner Sitzung am 14.05.2013

• den Jahresabschluss zum 31.07.2012
bestehend aus:
Bilanz
Gewinn- und Verlustrechnung
Anhang

• den Lagebericht 2011/2012

nach Aufstellung durch die Betriebsleitung zustimmend
vorberaten.

In seiner Sitzung vom 10.06.2013 hat der Rat der Stadt
aufgrund des Beratungsergebnisses des
Betriebsausschusses Theater den Jahresabschluss
2011/2012 und den Lagebericht 2011/2012 beraten und
folgenden Beschluss gefasst:

Der Rat der Stadt Oberhausen beschließt, gemäß § 26
Eigenbetriebsverordnung Nordrhein-Westfalen den
Jahresabschluss und den Lagebericht der öffentlichen
Einrichtung „Theater Oberhausen“ für das
Wirtschaftsjahr 2011/2012 festzustellen und die
Betriebsleitung für das Wirtschaftsjahr 2011/2012 zu ent-
lasten. Der Jahresüberschuss in Höhe von 5.770,87
EUR wird an die Stadt Oberhausen zur
Zuschussreduzierung übertragen.

Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher
Abschlussprüfer des Betriebes Theater Oberhausen.
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum
31.07.2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft KPMG, Hamburg, bedient.

Diese hat mit Datum vom 19.11.2012 den nachfolgend
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus
Bilanz-, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang-
unter Einbeziehung der Buchführung und den
Lagebericht der Öffentliche Einrichtung „Theater
Oberhausen“, Oberhausen, für das Geschäftsjahr vom
1. August 2011 bis 31. Juli 2012 geprüft. Die
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss
und Lagebericht nach den deutschen handelsrecht-
lichen Vorschriften, ergänzenden landesrechtlichen
Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der
Betriebssatzung liegen in der Verantwortung der
Betriebsleitung der öffentlichen Einrichtung. 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den

Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung
und über den Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen
Verhältnisse der öffentlichen Einrichtung abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit
erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit
beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen
Verhältnisse der öffentlichen Einrichtung Anlass zu
Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und
rechtliche Umfeld der öffentlichen Einrichtung sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung,
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze
und der wesentlichen Einschätzungen der
Betriebsleitung der öffentlichen Einrichtung sowie die
Würdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung
gewonnen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen der Betriebssatzung und vermittelt unter
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der öffentlichen Einrichtung. Der
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss,
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage
der öffentlichen Einrichtung und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.
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Die wirtschaftlichen Verhältnisse der öffentlichen
Einrichtung geben keinen Anlass zu Beanstandungen.

Ohne diese Beurteilung einzuschränken, weisen wir auf
die Ausführungen der Betriebsleitung im Lagebericht
hin. Dort ist im Rahmen der Prognoseberichterstattung
ausgeführt, dass weitere Einsparmaßnahmen die
Fortführung des Theaters in seiner jetzigen Form infrage
stellen.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG ausgewertet
und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt.
Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3
der Verordnung über die Durchführung der
Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prü-
fungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht
der GPA NRW nicht erforderlich.

Herne, 21.06.2013

GPA NRW

Im Auftrag
Helga Giesen

Jahresabschluss und Lagebericht für das Jahr
2011/2012 können von Montags bis Donnerstags in der
Zeit von 10.00 - 15.00 Uhr in der Verwaltung des Theater
Oberhausen eingesehen werden. 

Oberhausen, 01.07.2013

Theater Oberhausen

Peter Carp Jürgen Hennemann
Betriebsleiter Betriebsleiter

Vorschlagslisten für die Wahl der
Schöffinnen und Schöffen und der
Jugendschöffinnen und Jugendschöffen

Nach dem Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I
S. 1077), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 25. April 2013 (BGBl. I S. 935) in Verbindung mit
einer Allgemeinen Verfügung des Justizministeriums und
einem Runderlass des Ministeriums für Generationen,
Familie, Frauen und Integration vom 04. März 2009 i. d.
F. vom 22. Februar 2011 steht für die Amtszeit 2014 bis
2018 die Wahl der Schöffinnen und Schöffen und der
Jugendschöffinnen und Jugendschöffen bevor. Für die
Auswahl der Schöffinnen und Schöffen und der
Jugendschöffinnen und Jugendschöffen sind
Vorschlagslisten aufgestellt worden.

Diese Vorschlagslisten liegen in der Zeit vom

22. Juli bis 25. Juli 2013 von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr
und

von 13:30 Uhr bis 15:00 Uhr
und am 
26. Juli 2013 von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr

a) für die Schöffinnen und Schöffen
im Bereich Statistik und Wahlen,
46047 Oberhausen
Essener Str. 66, Zimmer 06,

b) für die Jugendschöffinnnen und Jugendschöffen
im Bereich Jugendamt und soziale Angelegenheiten,
46049 Oberhausen
Concordiastr. 30, Zimmer 128

zur Einsicht öffentlich auf.

Gegen die Aufnahme von Personen in die
Vorschlagslisten kann nach § 37 GVG binnen einer
Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, schrift-
lich oder zu Protokoll mit der Begründung Einspruch
erhoben werden, dass in die Vorschlagslisten Personen
aufgenommen sind, die nach § 32 GVG nicht aufge-
nommen werden durften oder nach §§ 33 und 34 nicht
aufgenommen werden sollten.

Eventuelle Einsprüche müssen schriftlich oder zu
Protokoll in den Auflegungsstellen erhoben werden.

Oberhausen, 02.07.2013

Wehling
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung des
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Wahlleiters zu den Kommunalwahlen in
Oberhausen

Das Mitglied der Bezirksvertretung Osterfeld

Herr Karl-Heinz Pflugbeil

ist verstorben.

Nach der Reihenfolge der Liste der SPD für den
Stadtbezirk Osterfeld ist der an 10. Stelle stehende
Bewerber

Herr
Jörg Müller
Waisenhausstr. 49
46117 Oberhausen
geboren 1961
Steiger

berufen worden, der damit an die Stelle des ausge-
schiedenen Mitgliedes tritt. 

Gegen diese Feststellung kann beim Wahlleiter -
Bereich Statistik und Wahlen - schriftlich oder mündlich
zur Niederschrift Einspruch gem. § 39 in Verbindung mit
§ 45 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande
Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz - KWahlG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998
(GV. NW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2011 (GV. NW. S.
238), eingelegt werden. 

Die Einspruchsfrist rechnet einen Monat vom Zeitpunkt
dieser Veröffentlichung an. 

Oberhausen, 25.06.2013

Wehling
- Wahlleiter -

Öffentliche Bekanntmachung des
Wahlleiters zu den Kommunalwahlen in
Oberhausen

Frau
Ulrike Korbar

hat ihr Mandat für die Bezirksvertretung Osterfeld gem.
§ 37 Kommunalwahlgesetz durch Verzichterklärung zum
30.06.2013 niedergelegt. 

Nach der Reihenfolge der Liste der SPD für den
Stadtbezirk Osterfeld ist der an 14. Stelle stehende
Bewerber

Herr
Thomas Krey
Richard-Dehmel-Str. 38
46119 Oberhausen
geboren 1978
Serviceberater

berufen worden, der damit an die Stelle des ausge-
schiedenen Mitgliedes tritt. 

Gegen diese Feststellung kann beim Wahlleiter -
Bereich Statistik und Wahlen - schriftlich oder mündlich
zur Niederschrift Einspruch gem. § 39 in Verbindung mit
§ 45 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande
Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz - KWahlG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998
(GV. NW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2011 (GV. NW. S.
238), eingelegt werden. 

Die Einspruchsfrist rechnet einen Monat vom Zeitpunkt
dieser Veröffentlichung an. 

Oberhausen, 27.06.2013

Wehling
- Wahlleiter -
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Ungültigkeitserklärung eines Dienst-
siegels

Dem Hans-Sachs-Berufskolleg wurde das Dienstsiegel
entwendet. 

Beschreibung: Gummistempel rund, Durchmesser 
3,5 cm, Umschrift: Hans-Sachs-
Berufskolleg Oberhausen (oben),
Ordnungsziffer 1, Schule der
Sekundarstufe II (unten), Wappen des
Landes Nordrhein-Westfalen.

Hinweise auf eine unbefugte Benutzung werden erbeten
an: 

Stadt Oberhausen
Bereich 4-1/Personal und Organisation
Schwartzstraße 72
46045 Oberhausen

Bodo Nößler 

Bekanntmachung einer Satzung über die
Veränderungssperre Nr. 139

I. Satzung

über die Veränderungssperre Nr. 139 vom 01.07.2013.

Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 14 Abs. 1 und 16
Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung
vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I,
S. 1509), in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.1994, S.
666), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom
18.09.2012 (GV.NRW.S.436), in seiner Sitzung am
10.06.2013 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Es wird eine Veränderungssperre beschlossen.

Der Bereich der Veränderungssperre ist im Plan des
Bereichs 5-1 - Stadtplanung - vom 06.05.2013 umrandet
dargestellt und als Anlage dieser Satzung beigefügt.

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre
Nr. 139 liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur 18,
Flurstück Nr. 602.

§ 2

Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre
(§ 1) dürfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-
führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde
Veränderungen von Grundstücken und baulichen
Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-,
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorge-
nommen werden.

§ 3

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der
Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden
sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer
bisher ausgeübten Nutzung werden von der
Veränderungssperre nicht berührt.

§ 4

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald
und soweit für ihren Geltungsbereich (§ 1) ein
Bebauungsplan in Kraft tritt, spätestens jedoch am
20.07.2014. Gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde
der Zeitraum der Zurückstellung eines Baugesuchs
nach § 15 Abs. 1 BauGB (12 Monate) angerechnet.



II. Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

III. Hinweise

1. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3
BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs.
2 BauGB beachtliche Verletzung der
Vorschriften über das Verhältnis des
Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Gemeinde (Stadt Oberhausen, Bereich 5-1 -
Stadtplanung-, Technisches Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004)
unter Darlegung des die Verletzung begründenden
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1
gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a
BauGB beachtlich sind.

2. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen wird auf folgendes
hingewiesen:

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes beim
Zustandekommen dieser Satzung kann nach
Ablauf eines Jahres seit der Verkündung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den
Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

3. § 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB lautet wie folgt:

„Dauert die Veränderungssperre länger als 4
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach §
15 Abs. 1 BauGB hinaus, so ist den Betroffenen
für dadurch entstandene Vermögensnachteile
eine angemessene Entschädigung in Geld zu
leisten."

Gemäß § 18 Abs. 3 BauGB wird darauf hinge-
wiesen, dass der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen kann, wenn die in § 18
Abs. 1 Satz 1 BauGB bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeifüh-
ren, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei der Stadt Oberhausen beantragt.

Oberhausen, 01.07.2013

Wehling
Oberbürgermeister
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Bekanntmachungsanordnung des
Oberbürgermeisters vom 13.06.2013 über
den Satzungsbeschluss und das
Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr.
648 - Matzenbergstraße -

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 10.06.2013
den Bebauungsplan Nr. 648 - Matzenbergstraße - in der
Fassung vom 15.10.2012 als Satzung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 des
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509), und § 7 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW. 1994 S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 18.09.2012 (GV.NRW. 2012 S. 436).

In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem
Bebauungsplan Nr. 648 beigefügte Begründung (inkl.
Umweltbericht) in der Fassung der Fortschreibung vom
15.03.2013 als Entscheidungsbegründung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 des
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509).

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 648 -
Matzenbergstraße - liegt in der Gemarkung Sterkrade,
Flur 4, und wird wie folgt umgrenzt:

Südliche und westliche Grenze des Flurstücks Nr. 679,
südliche Grenzen der Flurstücke Nr. 1047, 541 und 542,
nordwestliche Grenzen der Flurstücke Nr. 542, 541, 594,
645, 703 und 1647, südliche Seite der Pfälzer Straße,
südöstliche Grenzen der Flurstücke Nr. 635, 703, und
645, nördliche Grenze der Flurstücke Nr. 541 und 540,
sowie westliche Seite der Matzenbergstraße.

Der Bebauungsplan Nr. 648 - Matzenbergstraße - liegt
mit Begründung einschließlich Umweltbericht und
zusammenfassender Erklärung vom Tage der
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an im
Technischen Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66,
Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004, während der nachste-
hend genannten Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht
öffentlich aus:

Montag - Donnerstag 8.00 - 16.00 Uhr 
Freitag 8.00 - 12.30 Uhr 

Weitere Informationen zu dem Bebauungsplan sind
auch im Internet unter www.o-
sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Erklärung

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 648 
- Matzenbergstraße - wird hiermit bekannt gemacht. Mit
dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 648
- Matzenbergstraße - gemäß § 10 Abs. 3 des
Baugesetzbuches in Kraft.

Hinweise

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches in der
Neufassung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509), über die
Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintre-
tenden Vermögensnachteilen sowie über die
Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen.

2. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes hin-
gewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich
sind.
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3. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GONW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 18.09.2012 (GV.NRW.S.436), kann eine
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der GONW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Übereinstimmungsbestätigung /
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Der Wortlaut der Bekanntmachung des
Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 648
stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 10.06.2013 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom
26.08.1999, zuletzt geändert am 05.08.2009, verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 

Oberhausen, 13.06.2013

Wehling
Oberbürgermeister
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Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 9,--
Euro, für sechs Monate 18,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 1. August 2013
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst/Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt
unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse
für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-
schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),
Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes
Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit
der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit
bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen
Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-
gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter
stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine
festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen
ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-
zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-
dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-
schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-
ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte
untereinander und fördern das Sozialverhalten der
Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Sommer 2013
nimmt der Bereich 0-8 Kunst/Malschule, Tel. 0208
41249-22, montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr
entgegen.

Malschule
für Kinder
und Jugendliche
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